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Sollte es im Herbst oder Winter erneut
notwendig werden, zur Eindämmung
eines Corona-Ausbruchs einschrän-
kende Massnahmen zu ergreifen, möchte
die Liechtensteiner Regierung gewapp-

net sein. Im Eilverfahren soll die gesetz'

liche Grundlage geschaffen werden, um
im Bedarfsfall auf dem Verordnungsweg
den Zugangzu öffentlichen Einrichtun-
gen oder Veranstaltungen von einem
Impf- oder Genesungsnachweis abhän-
gig zu machen. Das Parlament kehrt am
Mittwoch zu einer Sondersitzung aus

den Ferien zurück und soll die Abände-
rung des Gesundheitsgesetzes noch in
der gleichen Sitzung beschliessen.

Regierung und Parlament reagieren
mit diesem schnellen Vorgehen auf ein
Urteil des Staatsgerichtshofes, der die
Ende 2AL mit Verordnung eingeführte
2-G-Regel als gesetzes- und verfassungs-
widrig erklärte. Das Urteil des Verfas-
sungsgerichtes hatte zwar keine direkten
Auswirkungen auf die 2-G-Zertikations-
pflicht, weil die Verordnung zum Zeit'
punkt des Urteils bereits wieder aus-

ser Kraft gesetzt worden war. Aber die
Regierung wurde vom Staatsgerichtshof
belehrt, künftig eine Gesetzesgrundlage
zu schaffen, bevor eine Verordnung her-

ausgegeben werde. Mit der umstrittenen
2-G-Regel hatte sich der Staatsgerichts-
hof aufgrund eines Antrags von 444 Per-

sonen zur Überprufung der einschrän-
kenden Massnahme befasst. Die An-
tragsteller forderten die Aufhebung der
2-G-Regel, weil die damit verbundenen
Restriktionen nach ihrer Meinung gegen

den Gleichheitsgrundsatz, die Handels-
und Gewerbefreiheit, die Versammlungs-
freiheit sowie das Recht auf Achtung des

Privat- und Familienlebens verstiessen'
Auf diese Forderungen ging das Ver-

fassungsgericht nicht ein, gab aber deut-
lich zu verstehen, der Gesetzgeber hätte
vor der Herausgabe der 2-G-Verordnung
genigend Trit gehabt, eine spezifi sche ge-

setztche Grundlage zu schaffen. Die Ab-
stützung auf das schweizerische Epide-
miengesetz, zu dessen Einhaltung Liech-
tenstein tiber d en 7nl7v ertr agverpfl ichtet
ist, reicht nach dem Urteil des Staats-
gerichtshofes nicht aus. Liechtenstein
müsse zwar die Vorgaben des Zollver-
trags einhalten. Aber das hindere Liech-
tenstein keineswegg daran, eirie eigene
gesetzliche Grundlage in Kraft zu setzen.

Für das neuste Beispiel wie für künftige
Regelungen aufgrund des Zollvertrags
gelte, dass sich Regierung und Parlament
nicht uneingeschränkt auf die schweizeri-
sche Rechtslage berufen könnten.
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